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Schreibt ins Denkbuch, ihr Nachkommen,daß noch nie

ein Fall war, wo freie historischePublicitåt geschadet
habe, und nie noch wieder ein Fall war, wo unter-

drückte Publicitcit auch nur scheinbargenüzthätte.—

Spittler.

Der« Wille freier Menschen ist der unerfchütterliche
Pfeiler jedes Throns.

v. Stein’s polit. Testament



Entom Damm-im

Die Sprache der Ereignisse —- gleich vernehmlich

für Jeden — ist nicht immer und Jedem verständlich.

Aus derselben eindringlichund sinngetreuin die Sprache
des Volkes zu übersetzen,ist die AufgabeydesPublicisten.
Wir werden in diesen Blättern

-

.

die politische That des oft-preußischenHuldi-
gungs - Land - Tags

dergestaltzu übertragen versuchen.

Was wünschten die Stände?

Was berechtigte sie?

Welcher Bescheid ward ihnen?
Was bleibt ihnen zu thun äbrig2

Jeder Preuße lese Und prüfe unsere Antwort. -F«-

I.

Was wünschten die Stände?
«

GesezmaßigeTheilnahme der selbständigen Bür-

ger an den Angelegenheitendes Staates.
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Die ständischeDenkschrift, von dem üblichenRede-

schmuckeentkleidet, lautet:

Wir verzichtenauf die »in veralteten Formen sich

schwerbewegendeVertretung einzelner und bevorrechteter
Stände«z wir wünschendagegen »eine-Vertretungdes

ges ammten preußischenLandes« und hoffen, daß der

Königdie von seinemVater am 22. Mai 1815 verhei-
. ßeneVersammlung der Landes-Repräsentantendem Volke

zuzusichernnicht anstehen werde.f—

Theilnahme des Volkes — Leidende sowohl als

mitwirkende — findet in jedem Staate, selbst den des-
potischen, stattz gering oft und unscheinbar im Frieden,
tritt dieser Einfluß des Volks (wir haben’s erlebt) zur
Zeitder Noth offeniundmächtighervor. Nichtdiese
allgemeine durchNaturnothwendigkeitbedingte Theilnah-
me kommt hier in Betracht, sondern allein die durch
das Gesez festgestellte. Der Meinungs-Kampf über
constitutionelle und absolute Regierungsform lößt sichin
die einfacheFrage auf:

«

soll die Regierung allein in den Händenabhängigen
besoldeterBeamten (Königl. oder Staatsdiener) seinz

oder

soll gesetzlichauch den selbstständigenBürgern wahr-
hafte Einsicht und Theilnahme zustehen?

So allgemeingefaßtläßtdiese-Fragesich nicht beant-

worten, weilder zur EntscheidungerforderlicheMaasstab:
der sittlich-intellectuelleStandpunkt des Volks in jedem
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Lande und zu jederZeit einverschiedenerist. Wie nun aber

verhältes sich hiermit im preußischen Vaterlande?

Welche Cultur-Stufe hat hier das Volk erreicht?

WelchenAntheil an den öffentlichenAngelegenheiten

gewährtihm das Gesez?

Steht dieser Antheil mit dem Culturgradein richti-l

gem Verhältnisseoder nicht? —

«

Man darf dreist behaupten, daß unser Vaterland «

(und wir nehmen hier keine Provinz aus) an sittlicher-

und geistiger Bildung seinerBewohner, keinem Lande

Europa’s nachstehe. Selbst von den eifrigsten Gegnern,
von Franzosen und Englandern wird Preußenmit seinen

sieben Universitåten,seinen 20,085 Schulen und seiner

volksbildenden Militair-Verfassung als ein bisher uner-

keichtesVorbild gründlicherVotksekzichunggepriesen.

Wo hat die deutscheLiteratur eine reichereQuelle,

wo einen eintråglicherenMarkt als in Preußen? Wo

wird jeder wahre Fortschritt der Zeit mit größeremJn-

teressebegrüßt, jedes politischeEreigniß vorurtheilssreier
beurtheilt als in Preußen?welche Nation hat im Un-

glückesoviel sittliche Kraft, im Glücke und mitten unter

allgemeiner Völkergährungsoviel Maßigung offenbart,
als die preußische?doch wozu hier an die Jahre 1807,

1813 und 1830 erinnern.

sprach Friedrich Wilhelm IV. in Königsbergöffentlichzu

seinem Volke, und die Art wie er sprach, die Aufnahme

K

Erst vor wenigen Tagen

-
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die- seine Worte-fanden waren eine herrlicheAnerkennung-;
ein lautes Zeugnißfür die Bildungsstufedes Volkes.

.

Und welchen Antheil an der Regierung hat dieses
an Sitte und Intelligenzso hoch stehendeVolks Erröthend

müssenwir gestehen: kaum den allergeringsten. Leider

wird es. nur zu leicht diese Antwort zu begründen.

In zwiefacherForm kann die Theilnahme desM

an den öffentlichend. h. sein en Angelegenheitensichkund

und geltend machen, durch die Presse und durch Bek-
- tretung. Die schlimmstenFeinde beider: Censurund

Scheinvertretungwalten in Preußen.

»Die Publicität ist für die Regierungund die Un-
«

«terthanendie sichersteBürgschastgegendie Nachlässigkeit
und den bösenWillen der Beamten, die ohne sie eine be-

denkliche Eigenmacht erhalten w«ürden(!)zohne-sie
würde kein Mittel übrig bleiben, um hinter diePflicht-
widrigkeitenuntergeordneterBehördenzu kommen. Sie

.

verdient daher auf alle Weisegefördertund geschütztszzu
werdens-«s

s

«

-

Vom KönigeFriedrich Wilhelm lII., der sicherdas
« Gute wollte, rührendieseWorte her. —- Wie das da-

rin ausgesprochenePrincip aber auf die Wirklichkeitan-

gewendetwerde, weiß Jeder, der auch nur in die entfernt-
ste Berührungmit der preußischen C ensur gekommenist.
Bekanntlichdarf zbei uns weder der kleinsteZeitungs-Arti-
kel noch Schriftenüber 20 Druckbogenohne«Censur-Prü«-
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fang Jerscheinenzist«-derGegenstandein-politischensofeillt
meistens»die Prüfung-.einein Polizeiagenstenanheim« der

bei- den.·.vagen-Bestimmnngendes Censurregletnents(vom

-1-8. October 1819) sich alleinnach den besonderenJn-

neucnoneg Use-minnen zu richten hat. Vom Minister
vollkommen abhängigund nur dem

,

Minister verantwort-
lich-—ists dieser Censor alles zu streichengezwungen, rund

«

den individuellen Ansichtenunt-Absichtenseines Obern nicht

genehmist. Führt der Verfassergegen ihn Klage, so wird ser

inder Regel abschlågigbeschieden,oder erhältseinRecht erst

nachso langer Zeit, daß er keinen Gebrauch mehr davon

machen kann. Wie wäre-'es sonst auch möglich,»daßseit

jenem imzJahre 1804 ausgesprochenenLobe anständiger
Publicitåt man in keiner preußischenZeitung, in keinem

hier gedrucktenBuche- auch nur den leisestenzTadel übers

das Verfahren des untergeordnetstenBeamten findet, daß
jededas öffentlicheInteresse nur entfernt berührendeAn-

deutung (die Rubrik Inland der Staats-Zeitung wird

wohl-Niemand hierher rechnen), um ver-öffentlichezu wer-.

den sich erst außerhalbder preußischenGrenzenvflüchten »

mußl»Und auch hier selbst ist sie nicht sichervor fjener«
bedenklichen«-Beamten-Eigenrnacht,welche mit Recht
Friedrich Wilhelm III.- als die nothwendige,Folge- unter-

drückterPublicitåtbezeichnete,damit auch durch ausländi-

fcheZeitungen keins ungünstige-ZUrtheilüber Bemerken-

Handlungen,keine irgend freimeithisgeBeleuchtungunserer
Zuständenach Preußengelange, werden« dergleichenBlät-
ter entwederVerboten, oder deren Redactionendurchwohl-
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bekannteMittel fügsamgemacht. Wir übertreiben leider!

nicht. Die französischenZeitungensind freilich erlaubt,

die meisten aber dürfennicht unter Kreuzband nach Preu-

ßen kommen, so daß Ein solches Blatt mehr als 400

Thaler an jährlichemPostporto kosten würde; nur der

Schein ist gewahrt , der Sache nachaber eine solcheEr-

laubnißund ein Verbot ein und dasselbe. Anders ver-

führtman mit den deutschen Zeitungen. Sind deren

Redaeteure nicht schon in ihrem eigenen wohlverstande-
nen Interesse auf ihrer Hut, nehmen sie über Preußenoder

preußischeBeamte einen in Berlin mißfälligenArtikel-auf,

so werden an sie von Seiten des preußischenMinisteri-
ums (dem Zweifler sind wir dies durch Actenstückedar-

.

zuthun bereit) Vorwürfe und Reclamationen gerichtet,

Angabe ihrer Correspondentendrohend verlangt und nur

unter demüthigendenBedingungen der einträglichepreußi-

scheMarkt ihnen fernerhin offen gelassen.

Die präventive (vorkehrende) Censur hat vernünf-

tiger Weise nur das zu streichen,was der Richter, wenn’s

gedrucktware, bestrafenwürde. Eine Censur aber, die

also wie in unserem Vaterlande gehandhabt wird, hört

auf eine rein präventivezu sein: siewird zu einer anmaßenden

Bevormundung, zu einer wahrhaften Unterdrückungder

öffentlichenMeinung und führt endlich zu einer —- höchst

bedenklichen,dem Volke und dem Königegleichgefährli-
chenEigenmachtder Beamten.

«

-
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Wie es«iu« einem Lande, wo« man sospeintichjededer

Regierung mißliebigeAeußerungbewacht, mit der

Vertretung-des Volkes

stehe, läßt sich leichtlicherrathen. Wenn man die unbe-

dingten (meist beamteten) Vertheidiger des Bestehenden

fragt, jene Schriftsteller, deren Dienstbeflissenheites so

trefflich versteht Mücken zu seigen und Kameele zu ver-

schlucken,so hört man alsbald die CommunalsVerfassung,
die Kreis-- und Provinzial - Stände als repräsentirendeOr-

gane des Volksbewußtseins,als genügendeGarantien der

Zukunft lobpreisen. Daß diese Einrichtungenaber , so

lange sie nicht in öffentlichberathendenReichsständen

ihre nothwendigeErgänzungerhalten, schlimmerals gar

keine Vertretung, nämlich bloße Scheinvertretung sind,
wird aus dem Folgenden sich nur zuaugensälligergeben.

Jn Betracht der Communal-Verfassung muß

vor allem die Städte-Ordnung von 1808 von der revi-

dirten des Jahres 1831 wohl Unterschiedenwerden« Er-

stere trägt den lieberalen Charakter der damaligen Zeit
und achtet der Bürger Selbstständigkeitzdie zweite wird
überall von der Jetzt-Regierung begünstigtund den Städ-

tcn dringend anempfohlem
«

-

Während man 1808 keinem unbescholtenenEinwohner
der Stadt das Bürgerrechtversagte (§. 19. d. St.-Ord·),

wird von der revidirten Städte-Ordnung(§.,14.«15.)
ein nicht unbedeutenderCensus verlangt; während 1808
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die Wahl der StaMsVrwrdneten nach Zünftennnd Cor-

porationen ausdrücklichverboten wurde (§. 73.),»ordnet

das neue Gesetzeine derartige Wahl förmlichan (§. 51.

u. 52.). Währenddie ältere Städte-Ordnungjedenstimm-

brrechtigkeuBürgerfür wahrhar erkcnre (§. 84.), verlangt
die revidirte in kleinerenStädten ein Einkommen von

-

200 Thlr., in größerenvon 1200 Thlr. (§. 56. u. f.)

Während die VeräußerungstädtischerGrundstückefrüher

von den Stadtverordneten allein abhing (§. 189.), macht«
die Städte-Ordnung von 1831 selbst hierzu die Erlaub-

niß der Regierung nothwendig (§. 117.); der Ma-gistrat,

nach dem älteren Gesetzeeine allein städtischeBehörde-,ist

nach dem neuen vorwaltend ein von der Regierungdurch-
ans abhängiges «Organ der Staatsgewalt-« (§. 84,
104 n. 105); die Regierung d. h. die Ministerkönnen,
durch kein Gesetzbeschränkt,die Wahlen der Bürger an-

nullirenund bei «Unangemessenheit«(!) oder ,,Verzögerung«
der Wahl die Stellen auf Stadt-Kosten commissarisch
verwalten lassen(§.»93.). Die Regierung d. h; die Mi-

nister können die Magistrats-Mitglieder wegen »mangel-

hafter Dienstführung«(!) absetzenund alsdann die Grüße

ihrer Pension bestimmen (§. 99. 100.); —- der Bürger-

meister, dessen Stelle im Falle ,,nnangemessener«Wahl
von der Regierung besetzt wird (§. 93.), ist befugt die

Beschlüssedes Magistrats zu suspendirennnd darüber nur

derRegierung d. h. den Ministern Verantwortlichkeitschni-
dig (§. 108.)z endlich stehtes gar den Ministern (das

Gesetzsagt: dem Könige) frei die StadtverordnetengVers
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sammtng ,,b"ei«Parheiungenin derselben-«(!)·aufznlösen,.
oder die Schuldigen auszuschließen(§. 83«), ja selbstun-

ter Umständenden Gemeindendie Städte-Ordnung ganz

zn entziehen(§-.139.). Von allem Diesem enthielt die

eilte-re Städte-Ordnung kein Wort-

Die genanntenund viele andere unterschiededer bei-
«

den Gesetzewürd-en von selbst in die Augen fallen, wenn

inan bei der Zufammenherausgabebeider die einzelnen§§;
dem Inhalte nach, nicht — wie weislich geschehen-—
der Zahl nach gegenübergestellthättez eine Vergleichung
beider Ordnungen wäre dann aber freilichdem Leserzu leicht

«

geworden und hätte einen zu factischenPrüfstein für die

Beurtheilung der damaligen und jetzigenRichtungdarge-
boten. —-

— «

Wo die Städte-Ordnungvon 1831 gilt (und nur

diese darf jetzt neu eingeführtwerden), ---istnach Obigem
der gesetzlicheEinfluß des Cabinets schonmächtiggenugz

anders dagegenin Städten, die das Gesetz von 1808

noch nicht mit dem revidirtenvertauscht haben: da hier
das .-Recht der Regierung großenTheils nur auf die Ein-,

sichtder Rechnungs-Ertracte beschränktist-s muß man

freilich der Gleichförmigkeitwegen auf allmähligeErwei-

terung der Schranken bedacht sein. Erwägt man außer-

dem-,»daß in großen Stadten besondere, nur von dem«

Minister abhängigePolizeydireetionen angestellt sind-. in

ewigemStadt-«und — Dorfgemeiuden»dieOrt-behördensich

M..sunmittelbnrerAufsicht»von der Regierung besoldeter
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und oftmals auch von ihr ernannter Landräthebefindenz

erwägt man die den stadtischenVerhandlungen vollkom-

men entzogene Oeffentlichkeit,die daher rührendebei Wah-
len wie überall sich offenbarendeGleichgültigkeitderge-
bildeten Classen, endlich die zweimal (irn Jahre 1826 und

1833) von den liberalen rheinpreussischenStauden erfolgte

Ablehnungeiner derartigen Gemeindeverfassung:— so wird

man wohl schwerlichgeneigt sein die vielgerührntepreus- .

sischeStädte-Ordnung als Gegengewichtdes selbstständi-

gen Volksbewußtseinsgegen Ministerwillkühr,geschweige,
als ein Surrogat constitutioneller Vertretung gelten zu

«

lassen. —-

Sehen«wir, ob etwa

die Provinzial-Stande

das Vermißtedarbieten. Im Sinn des Gesetzesvom 22.

Mai 1815 lag es allerdings, daß dies Institut durchall-
«

mähligeEntwickelung zu einer wahrhaft volksthümlichen

Repräsentationheranreifen sollte. Fünf und zwanzigFrie-

densjahresind seitdemverflossen;die Einrichtungder Land-
«

tage ist unverändert dieselbegeblieben, wie sie bei der er- f,

sten des Jahres 1824 war, und diese 16jcihrigeDauer

durfte wohl als ein genügenderZeitraum erscheinen,um«
nach den Früchtenihrer Arbeit zu fragen. Die Volks-

siimme hat bereits das Urtheil gesprochenzkaum wird

man ein Institut auffindenkönnen, das eine geringerePo-

pularitätzu beklagenhat, das von dem gesunden-Volkss-
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verstande als eine unnützereLast betrachtet wird, als die

Provinzial-Stånde. Gern wird man uns der Mühe über-

heben, aus den bisherigenLandtagsabschiedenden Nach-
weis zu führen, daß unter allen dort erledigten Gegen-

ständensichauchnichtein einzigervon allgemeinemInteresse

besindet, daß kein nur einigermaßenerheblicherMißbrauch
abgestellt, keiner Beamten-Willkührentgegengetreten, daß

die ganze Wirksamkeit zahlreicherSessionen sich auf Er-

richtung von Zucht- und Correctionshåusern,von Taub-

stnmmen-, Irren- und Feuerversicherungs-Anstalten,auf

Gesetzeüber neue Straßen, Wagengeleise, Hundesteueru.

dgl. m. beschränkthabe: —- Gegenstånde,die, großen-

theils von der Regierung selbst proponirt, auch eben so

gut mit Zuzithng einiger Sachverständigendurch die ge-

wöhnlichenProvinzialbehördenhätten vermittelt werden

können.
-

Nicht für die würdigenMitglieder der Stände-Ber-

sainmlungsoll dies ein Vorwurf sein. Dürfen sie doch

gesetzlichnur über die Propositionen des Ministeriums
nnd über rein locale Angelegenheitenberathen, wird ihnen

doch selbst jede Bitte oder Beschwerde,die sich nichtan
das Sonderinteresseder Provinz bezieht, jede Mitthei-

,

lung an die andern Provinzial-Landtage strenguntersagt,
ist doch endlich, um auchdie bloßeAeußerungüber Staats-

»wesenund Gesetzgebungim Allgemeinenunmöglichzu ma-
«

chen, der vom Ministerium eriiannteLandtagsmarschall
nach Willtühr jede derartige’Berathnng zurückzuweisen
ermächtigt

«

«

«
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Eine Versammlung die-Jo-mißtkauischin ihm Tha-
tigkeit überwachtwird, die alles bei geschlossenenshürm

verhandeltund ihre Vorträge und Beschlüssenicht einmac
veröffentlichendarf, kann wohl für Alles eher alsxfürxeis

adåquatesOrgan der Volksbedürfnissegehalten
Es wäre überflüssigvon ihrem vornåmlichauf Grund-;

besitz gestütztenWahlprincipe, von der verhältnißniäßig
geringen Berücksichtigungder Land- und Strebt-Geme

und von der volljgergukschließungderugeistlichen Stände-

zu sprechen.—Wennnach allem Diesem noch irgend ein;

Zweifel über die völlige-Richtigkeitdes Instituts in.Be--

zug auf.die allgem-eineWohlfahrt übrig bleibt, dem seien?

hier zwei Auctoritäten angeführt, wie man sie gew.ichtiger..
kaum erlangen kann: der Staatskanzler Hardenberg und-«

die ostpreußischenStände selbst. , Letztere nennen in ihrer

Denkschriftvom 7. September 1840 die Provinzial-Stände

»
»eine in hemmendenSchranken veralteter Formen sich

«

schwer bewegendeVertretung einzelner und heuorrechtek·
qter Stände,.an welche sie zum Wohle gemeinsamen

, Rechteszu verzichtenbereit sind.«
"

, "

undHardenbergsagt in einer Rede an die interemistischeni
.

Repräsentanten:
«

« «

..,,Wärees möglichgewesendie im Edict vom -27. Oes-

— sure-her 1810 zugesagte-Repräsentant-ndes Volks schnell

s-·:Jgeuug-xszuStandezu-bringen,-wodurchallein einGiiistx .

ein Nationalinteressekan· die Stelle ihrer Natuäwdch

,

,
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immer einseitiger Provinzialansichtentreten kannz —

, so würde der König gern die Meinung der Repräsen-

tanten der Nation über das Steuersystem gehörthaben.

Eine Berathung mit den jetzt bestehendenProvinzial-

ständen würde aber weder dazugeführt haben

die Meinung der Nation zu erfahren, noch

hätte sie ein den Zweck ersüllendesResultat liefern kön-

nen. Dies bedarf wohl keiner Auseinander-

setzung«'-—

Nicht minder als die Gesezgebendeist auch die

richterliche und verwaltende Staats-Thätigkeit

der Einsicht wieder Mitwirkung des Volkes gänzlichent-

zogen. Das Gerichtsverfahrenist in Preußenvon Anfang
bis zu Ende ein heimliches und einzig und alleinin Hän-
den besoldeter, vom Cabinet eingesetzterBeamten. Die

Unpartheilichkeitwird bei gewöhnlichenFällen nicht leicht

fehlen, wo aber irgend die Minister,oder was sie den

Staat nennen betheiligt ist, dürfte diese Richtertugend in

eine harte Collision mit den persönlichenInteressen gera-

thenz denn —- abgesehenvon dem subordinirtenVerhalt-

nisse — ist Gehaltserhöhung,Beförderung,Versetzungsh

’) Bis zum J. 1832 konnte kein Justizbeamter wider

seinen WillenVersetztwerden. Seitdem aber wird in den Be-

stallnngs-Patenten nicht mehr wie früher der Ort ihrer künf-

·-tigenWirksamkeitgenannt, sondern es erfolgt die Anstellung
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die ganze Zixrunftjedes Justizdiemkevon dem Willen des

Ministers abhängig:Conduitenlisten, von den oberen Be-

amten über die unteren geführt, müssenalljährlichden

Ministerien eingeschicktwerden, und nur der willenlose
Gehorsam, das unbedingte Eingehen in Ansichten, Mei-

·

nungen und Wünscheder Minister darf auf Belohnung,
E«äußereEhre, Förderungrechnen. So weit geht in Preus-

sen die Unterordnung der richterlichen Gewalt unter die

ausübende,daß alle Erkenntnissein Untersuchungenwegen

Hochverraths, Landesverräthereioder beleidigter Ma-.

jestät und überalle Verbrechen,wenn auf Ehrenverlust,

Todesstrafe, oder lebenswieriges (frül)erselbst auf mehr·
als drei Jahre) Gefängnißerkannt worden, — der mi-

nisteriellen Bestätigung .unterliegen und vor derselben-,
»weil sie bis dahin nur als Gutachten anzusehen-»zur

Publikation nicht geeignet sind. Werden die zur Bestäti-

gung eingehendendenUrtel nach dem Gutachten eines An-

dern Gerichtshoer abgeändert,so fertigt dieser ein Er-

kenntniß,,im Auftrage des Justiz-Ministeriums«

»für die ganze preußische Monarchie«z sonach sind sie
nicht mehr gegen willkührlicheVersetzunggeschützt.—- Die

Dienstentlas sung der Justizbeamten kann in- Preußen frei-

lich nicht ohne richterlichesErkenntnißstattfinden, ausgenommen
davon sind jedoch die, welche als Vertheidigerder Angeklagten
gerade die freiste und unabhängigsteStellungeinnehmen sollten,
die Justiz-Commissarien. Diese können jetzt auchohne

vorangegangenen Rechtsspruch auf bloß administratioem"Wege-

-(d. b. »durchdie Minister) außerThätigkeitgesetztwerden. «
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aus, das dem ersten Gerichtshofe zur Publieationübers-·

sendet wird. (Ergånzung.z. Pr. Cr. R. herausgegeben
v. Gräff, Koch ic. 1838. l. pag. 155—157.) Die

Cabinets-Ordre v. 25. Januar 1823 befiehlt ferner,daß
—- wenn bei ProzessenzwischenPrivatleuten, oder zwi-

schen Privaten und dem Staate (!) eine in Staatsver-

trägenenthaltene Bestimmung zur Entscheidungder Sache

beitrågt,die Gerichte ;,ohn«e»Unterschied,ob der preu-

ßische Staat bei Abfassung der Verträge con-

currirt oder nicht,« »vor Abfassung des Er-

kenntnisses« die Aeußerung des Ministers einholen
und bei der Entscheidunglediglich darnach zu achten ha-
ben (siehe Klüber Selbstståndigkeitdes Richteramts 2e.)-—

Und trotz alledem mißtraut man der richterlichen

Willfährigkeitzdenn nicht selten (wie bei sog. Staats-

vergehen) werden Special-Eommissionenernannt oder wohl

gar polizeylich-administrativeMaßregelnbeliebt. Hieher
gehört z. B. das Gebot für die rheinischen Justizbehör-

den, sichin die Berhaftungen von Demagogen nicht eher

zu mischen,als bis die Administration die Sache dem

Gerichte übergebenwerde. (Cab. Ordr. v. 21 Angst.
1819, nie förmlichpublicirt und erst im Jahre 1824

durch Lottners Sammlung III. 569, bekannt geworden).»

Eine fernere Cab. Ord. v. 15. Januar 1825 ermächtigt
die rheinischenPolizeibehörden, nach den Gesezender

alten Provinzen zu verfahren und mit Gefängnißoder

Zwangsarbeitszvon8,Tagen bis 4 Wochen (ohne Con-

rurenz der Justiz) zu strafen.
. 27k
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Wenn demungeachtetnichtgeleugnetwerden kann, daß
der Preuße im Allgemeinen Vertrauen zu seiner Justiz

hege, so ist dasselbe wohl mehr auf Glauben als auf

Ueberzengung, mehr auf Personen als Verhältnissege-
- gründet.——

-

So viel von PreußenssRechtspflegaUeber die

kAdministration des Staats ruht gleichfallsein dem

-Volke undurchsichtbarerSchleierdes tiefsten Geheimnis-
sesz jede derartige Veröffentlichung,ja jede Mittheilung
wird als eine strafbare Amtsuntreueangesehnund so dem

Volke mit der Einsicht zugleichjede Controlle über den

Stand seiner eigenen Angelegenheitenunmöglichgemacht. « ·

Selbst die Verausgabung der erhobenen Steuern geschieht

ohne Rechnungsablage. Zwar bestimmt eine Cab. Ord.

vom 17 Janu. 182(), daß »der Haupt-Finanzetatvon

drei zu drei Jahren ’zur öffentlichenKenntnißkommen

-soll,« allein seit 1820 bis jetzt, also in 20 Jahren ist

dies nur dreimal ’(1821, 1829 und 1832) geschehen,
und auch da nur in solcher Unvollständigkeitund Ober-

,flächlichkeit,t) daß wohl schwerlichdaraus, wie es in

jenem Edict heißt,,,jeder Bürger sichvollständigüberzeu-

gen könne, daß nichts mehr als das strengstNothwexp

, *) Siehe HansemannPreußenund Frankreich. Leipzig,II.
«

Auslaga —- Das den französischenKammern jährlichvorgelegte

Budget füllt einen starken Ortavbandz das preußischekaum

eine Octavseite.
«
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dige zum Staatshaushalte an Abgaben gefordert werde.«
— —- Die Minister Und deren Beamte allein sind in

das Geheimnißder Verwaltung eingeweiht; sie selber

schweigenaber und —- wer sprächeohne ihren Willens!
wie hier so überall ist Wissenund Handeln Monopol
der Ministerz ihr ergebenesDienerpaar Censur und Poli-

zey wacht darüber, daß keine andere Meinung, keine an-

dere Thatigkeit sich geltend mache, asls die ihrigez ihnen

untergeordnet ist Allesz Gesetzgebungwie Rechtspflege,

Schule wie Kirche, Steuereinnahme wie Steuerverwen-

dungz in ihnen sammelt, regt und verzehrt sich das ganze

Leben des Staats. Das Volk — ohne thätigenAn-

theil an diesem Leben, ohne Einsicht und Controlle der

seinEigenthum, seine Person und sein Wohl betreffende

Verhandlungen muß in der Oeffentlichkeitfremdlandischer
Zustände Befriedigung für seinen politischenLebensdrang

suchenzdie außerbeamtlicheIntelligenz — stets bevormun-
det und ausgeschlossenvon jeder Einwirkung auf die Ver-

hältnissedes Vaterlands —- wendet sich mit immer rege-

rer Theilnahme der staatlichen Entwickelung Englands
und Frankreichs zu, und büßt so nothwendigimmer mehr-
des nationalen Selbstgefühlsein. —— —

Bedarf es nun noch unserer Antwort auf die obige

Frage, ob der politische Antheil des preußischenVolkes
mit seinemCulturgrade im richtigenVerhältnissestehe?—

Das unleugbareMißverhältnißzu ·beschonigen,pflegen .

offizielleApologeten eben diese musterhafte Volksbildung
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als ein Verdienst der jetzigenRegierungsformund daher
die unveränderte Fortdauer derselben als wünschenswerth

anzusprechenzsie übersehenaber daßselbstdie’besteSchule

ihre Zöglinge nicht für immer behalten kann, vielmehr

je reifer sie sind desto eher sie zur Selbstständigkeitzu

entlassen verpflichtetl ist. Und ist’s denn wirklich das

gegenwärtige Staatsregiment, dem wir die hohe Cul-«

turstufeverdanken? Von der in Preußen vorhandenen

politis chen Bildung wird dieß wohl Niemand behauptenz
und auch-die sonstige —- sittliche wie geistige — Volks-s

"

bildung, ist sie nicht vielmehr Folge jener großartigen-
für Preußen so überaus wichtigenErziehungs- und Ge-

sezgebungs-Epocheder Jahre 1807 bis 1819? sind die

damaligen liberalen Principien noch die derjezigen
Regierungs Hat man die volksthümlichenInstitutionen

jener Zeit weiter entwickelt, oder war man sierückzuschrau-
«

ben bedacht? Ist seit dem die Mitwirkung der selbststän-

-

digen Bürger erweitert oder beschränktworden? —- Wir

haben schon oben diese Frage durch Peter-e beantwortet

und wollen zur Bekräftigunghier nur noch die Worte

eines Mannes anführen,der —- wenn irgend einer —

die vaterländischenZustände zu durchschauengeeignet ist.

»Wir werden,« so schildert der Staatsminister v. Stein

PreußensGegenwart, —- «wir werden von besoldeten

Buchgelehrten, interessenlosen ohne Eigenthum

seiend en Bureaulisten regiertz — das geht so lange es

geht. — Diese vier Worte enthalten den Geist unserer
und ähnlichergeistlosenRegierungsmaschienemBesoldet,s
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also Streben nach Erhalten und Bermehren der Besolde-

tenz -—. buchgelehr»t, also lebend in der Buchstaben-
.welt und nicht in der wirklichenz—- interessenlos, denn

sie stehenmit keiner der den Staat ausmachendenBürger-

klasse inVerbindungz sie sind eine Classe für sich, die

Schreiberkastez—- eigenthumslos, also alle Bewegun-

gen des Eigenthums treffen sie nicht? es regne oder schei-
ne die Sonne, die Abgaben steigen oder fallen, man zer-

stdre alte hergebrachteRechte,oder lasse sie bestehen, —-

alles das kümmert sie nicht. Sie erheben ihren Gehalt
aus der Staatskasse und schreiben, schreiben, schreiben im

stillen mit wohlverschlossenenThüren versehenen Büreau

unbekannt , unbemerkt, ungerühmtund ziehen ihre Kinder

wieder zugleichbrauchbaren Schreibmaschienenan.« —-

« Eine Maschienerie«(diemilitairische) sah ich fallen
1806 den 14. October, vielleicht wird auch die Schreib-

masthinerieihren 14. October haben! —-

k-

Das ist das Gebrechen des theuern Vaterlandes:"

Beamtenallgewalt und politische Richtigkeit sei-
ner selbstständigen Bürger Wieüber die Krank-

heit, so ist auch über das Heilmittel bei den Vaterlands-
freunden kein Zweifel: Oeffentlichskeit heißt es und

wahre Vertretung! ——

Und das ist es eben, was der ostpreußischePostu-

taten-Landtag seinem Könige offen und männlichaus-

sprach. »Die Stände entsagen der veralteten Form die
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ihnen nur einen Scheinantheil an den öffentlichenAngele-

genheiten verstattetz im Bewußtsein der eigenen Reife
wollen siewahrhaft Theil haben am Leben des Staa-

tes — mitwissend und mitwirkend. Nicht um eine Ga-

rantie bloß ist’s ihnen zu thun, sondern um Befriedigung

«

eines tief gefühltenBedürfnissessDem- Könige vertraut
,

das Volk; denn es weiß, daß er nur das Gute will.
«

Nicht also den Ministern. Ob mit oder ohne Grund -—«

allgemeinlist im Lande die Meinung verbreitet, das sie
der Oeffentlichkeitund dem politischenFortschritte feind-—

«

mehr in dem Gehorsame der Beamten als in der Liebe

selbstständigerBürger die Stütze des Thrones suchenz
man ist«besorgt wegen ihrer Liebe für längst verjährte

Institutionen, wegen ihrer Neigung zum Pietismus, der

dem gesunden religiösenSinne des Volkes nicht zusagtz
man fürchtetBevorzugung einer Provinz vor der andern,

Ueberschätzungder eigenen Staatsweisheit und Intoleranz
«

gegen Jeden, der (um die Worte eines preußischenMini-

sters zu brauchen) »der Maasstab seiner geringen Ein-

sicht an die Befehle der von Gott eingesetztenObrigkeit

anzulegensicherdreistet.« Nur freie Publicität und Ver-

tretung können über die Wahrheit oder Unwahrheit jener

patriotischenBefürchtungenAusschlußgeben. Wenn die

Bedürfnisse,Wünscheund Beschwerdendes Volkes durch

selbstständigeVertreter unmittelbar zum Throne gelan-
gen, dann erst ist König und Volk sicher vor jener-Be-

amten Eigenmacht,die Friedrich Wilhelm Ill. so treffend

geschildert,dann erst wird Fürst und Volk Eins, und
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Preußen die seiner Bildung angemesseneStelle im Ge-

sammtvaterlande erhalten nnd behaupten. Gestärktdurch
das Vertrauen des constitutionellenDeutschlands, wird es

jeder feindlichen Macht gegenüberfest nnd würdig da-

stehen,—einennbezwinglicheWaffe gegen die hereindrin-

gende Barbarei des Nordens, ein Medusenfchildgegen die

Uebergriffedes Westens.
«

Das ist es, was die ostpreußischenStände wollten

nnd in ihren Denkschriften"——- so deutlich es einem Kö-

nige gegenüberziemte—- auszusprechendenMuth-hatten—-



II.

Was berechtigte die Stände zu

solchem Verlangen?

,

Das Bewußtseineigener Mündigkeitund ihre am

22. Mai 1815 factischund-gesezlicherfolgte Mündig-

sprechung.—
«

—

»

Die Reife des Volks für eine Gesammtvertretung
haben wir schonoben dargethan. Hier daher nur einige
Worte über die historische Berechtigung.

Es ist oftmals ausgesprochenworden, Preußen-ZBe-

stimmungsei die Früchte der französischenRevolution auf

friedlichem Wege sich anzueignen. Im gleichenSinne

fund mit größeremRechte könnteman es Preußens Be-

stimmung nennen, dem deutschenVolke das, was es durch

frühereUmwälzungenverloren hat , wiederzugeben:denn
.

der Grundgedankeneuerer Repräsentativverfassung:kein

Gesetz ohne Zustimmung der Volksvertreterl
liegt schonbaar und klar in dem altdeutschenRechtssatze;«
,,wo wir nicht mitrathen, wollen wir auch nicht
mitthaten«.

.
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Die Geschichtelehrt, daß die Preussen unter ihren

Kurfürstenund unter Friedrich Il. mehr als irgendein
anderer Stamm 'zur AuflösungdeutscherEinheit beitrugz
die Zukunft wird lehren, ob sie für das Zerstörteden

deutschenBrüdern einen geistigen Ersatz zu bieten be-

stimmt sind. —-

Das Jahr 1807 zertrümmertedie preufsischeMo-

narchie. Der Gedanke, daßdazu eine einzige Schlacht
— nicht so entscheidendwie die bei Kunersdorf —- hin-

reichte, mußte das Gemüth jedesVaterlandsfreundeser-

. schütternund seinen Blick auf die Gebrechenlenken, durch

welche so unglaublicheFolgen möglichgeworden. Da

offenbarte sich, was bisher dem Lande gefehlt und was

.

allein es zu retten im Stande war. Mit dem Edelsten,
was ihr verblieb, flüchtetedie Monarchie zu ihrer Wiege,
um neuverherrlichtwieder zu erstehen.

«

In der Stadt, wo Kant die Welt erleuchtete, wo

annoch seine Freunde, Männer von Tiefsinn und hoher
Rechtlichkeitweilten, fand der unglücklicheKönig jene er-

habene Weltansicht, welchedie fürchterlichstenBedrückun-

gen nur als einen nothwendigenUebergangbetrachten läßt,
—- sand Stein jene edle Genossenschaft,die ihm in der

(

Wiedergeburt des Staates thatkråftigzur Seite stand.

Fürst und Volk —- bisher von einander getrennt durch
ein stehendesSoldaten- und Beamtenheer 4—-— rnußtenin

·

gegenseitigerLiebe vereint, der unterdrückteNatiosnalgeistbe-

lebt, die. thätigsteMitwirkung der freien Bürger in An-
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spruch genommen werden. GroßeReformen wurden da-

mals mit Bedacht erwogen und mit Schnelligkeitausge-.

führt. Durch das Gesetzvom 9. October 1807 , betreffend
den erleichtertenBesitz und freien Gebrauch des Grund-

eigenthums wurden nicht nur die seitherigen Fesseln der

Erbunterthänigkeitgelöst, sondern auch eine factische

Gleichstellung aller Stände bewirkt. —- Die

Städteordnungvom 19. November 1808 hob die jeden

Gemeinsinn ertödtende Bevormundung der Communen auf
und erklärte den Bürger für selbstständigund mündig.—-

Das Gesetz vom 26. December1808 wegen verbesserter

Einrichtung der Provinzial-, Polizey- und Finanz-Be-

hördenschärfteden Verwaltungsbeamten das Bewußtsein,

daß««sieselber Bürger sind und bleiben, auch wenn ihnen
Staatsämter vertraut wordenz daß auf der Wohlfahrt
ihrer Mitbürger nur die Wohlfahrt des Staats und des

Regenten beruht.« LAuchlandständischeRepräsentanten
"

sollten »mit voller Stimme« an den Regierungsge-

schäftenTheil nehmen, ,,um den Geschäftsbetriebmehr zu

beleben und durch ihre Sach- und Personen-Kenntnißzu

vereinfachen. Sie sollten sich selber von der Nechtlichkeit
nnd Ordnung der öffentlichenStaatsverwaltung näherüber-s

zeugen und diese Ueberzeuguug in der Nation gleichfalls
erwecken und befestigen.«(s. Sammlung preuss.Ges. und

Verordng. v. 1806 bis 1810. Berlin 1822). Jst gleich
die hier ausgesprocheneTheilnahme landständischerReprä-

sentanten nicht in Ausführunggekommen, so lebt doch .

ihre Bestimmung in dem Bewußtseinder Ostpreußenfort:
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die Regierung kann, was sie Freisinnigesgeweckt, unter-
drücken,aberx nicht ertödten.

Diese drei wichtigen, im Verlauf weniger Monate er-

lassenenGesetzewaren ganz dazu geeignet, eine tüchtigeNa-

tionalrepråsentationvorzubereiten, — eine Nationalrepra-
sentation, welche das« Band zwischenFürstenund Volk

fester knüpfenund dem zertrümmertenVaterlande seine

Bedeutsamkeit im europäischenStaatenbunde wiedererrin-

gen sollte. Daß dies Stein’s« Absicht gewesen,geht au-

genfälligaus dem Circularschreiben*) hervor, welches er

kurz vor seinem durch Napoleon gebotenenAbgange (Ende

November 1808) an die oberstenBehördender Prenßischen
Monarchie erließ. Folgende Stelle dieses merkwürdigen-

Actenstückesmögehier einen Platz finden:
v

«Eine allgemeine Nationalrepråsentationist erforder-

lich. Heilig war mir und bleibe das Recht und die Ge-

lwalt unseres Königs. Aber damit diesesRecht und diese

unumschränkteGewalt das Gute wirken kann, was in ihr«

liegt, schienes mir nothwendig, der höchstenGewalt ein

Mittel zu gebeu, wodurch sie die Wünschedes Volks

kennen lernen und ihren BestimmungenLeben geben
kann. Wenn dem Volke alle Theilnahme an den Opera-
tionen des Staats entzogen wird, kommtes bald dahin,

V) Der Entwurf zu diesem sogenannten Stein’schen-

Testament ist von der« Hand des jetzigen Oberpräsidenteu
VO -

«'

.

.

- :
·
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die Regierung theils gleichgültig,theils in Oppositionmit

sich zu betrachten. Daher der Widerstreit oder wenigstens

Mangel bei Aufopferung für die Existenz des Staats.
Wo Repräsentationdes Volks unter uns bisher stattfand,
war siehöchstunvollkommen eingerichtet.Mein Plan zwar

daher: —

jeder active Staatsbürger, er besitze 100 Hufen oder

eine, er treibe Landwirthschaft oder Fabrikation; er

habe ein bürgerlichesGewerbe oder sei durch geistige
Bande an den Staat geknüpft,habe ein Recht zur

Repräsentation.

Mehre mir eingereichtePlane sind von mir vorge-

legt( Von der Ausführungoder Beseitigung eines Plans

hängt Wohlund Wehe unseres Staats abj denn

auf diesem Wege allein kann der Nationalgeist er-

weckt und belebtwerden;« —-

Auf demselbenWege, den Stein gebahnt, schritt
Hardenberg wieder entschiedenvor; er übertrug auf
den ganzen Staat, was seinem Vorgänger nur für

Ostpreußenund Litthauen zu thun verstattet war. Jn

schnellerFolge wurde dem Adel dieSteuerfreiheit genom-

men (27. October 1810), die geistlichenGüter zur Til-

gung der Staatsschuld eingezogen(30. October 1810),

.g»llgemeineGewerbfreiheitstatt des früherenZunftzwanges
eingeführt(2. November 1810) und durch das denkt-dür-

dige Gesetzvom 14. September 1811 (überAblösbarkeit
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der Frohnen) die Bauern zu freien Eigenthümer-ngemacht.

Daß bei allen diesenEinrichtungenHardenberg, ebenso
wie sein Vorgänger, stets eine künftigeVolksvertre-

tung im Auge hatte, sprichtdas von ihm gegengezeich-
.

nete Finanz-Edict vom 27. October 1810 klar aus. Jn

demselben sagt der König: »Wir behalten uns vor, der

Nation eine zweckmäßigeingerichteteRepräsentation,s o-

wohl in den Provinzen als für das Ganze zu

geben, deren Rath wir gern benutzenund in der wir un-

seren Unterthanen die Ueberzeugung fortwährendgeben

werden, daß der Zustand des Staats und der

Finanzen sich bessere« u. s. w.

Und-so wurde schon im Februar 1811 eine interi-

mistischeVolksreprcisentationin Berlin versammelt, un-

ter deren Mitwirkung eine Reihe der freisinnigstenorga-

nischenGesetzezu Stande kam. Hardenberg’s am 23.

Februar 1811 im Namen des Königs gehaltene Eröff-

nungsredeN begann mit den Worten:
,

»Wie ein guter Vater von seinen Kindern, fordert
der König von seinen treuen Unterthanen nicht bloßGe-

horsam, er wünscht Ueberzeugung bei ihnen her-
vor zu bringen, daß seine Verfügungennur ihr wah-
res Wohl bezielenz — er will seine Anordnungen

«) Eine Stelle aus dieser denkwürdigenRede, die

Unzulänglichkeitder Provinzialständemit blos berathender
Stimme betreffend,haben wir-schon oben angeführt.—-

«
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lieber hierauf begründet sehen, als auf seinen
Willen« u. s. w. —

-

«

Nach Beendigung der Arbeiten (im Septemberd. J.)
sprach im Namen sammtlicherDeputirten Graf v. H en-

kel-Donnersmark:
"

'

«Je wichtiger die Gegenständesind, die jetztentschie-
den wurden, um so dankbarer erkennen wir die Gnade,

mit welcher Se. Majeståtdurch Gewährung einer

Nationalreprasentation uns bewiesenhaben«u.s. w.

So wurde Preußendurch sein Geschick selbst auf
die Bahn constitutioneller Entwickelung gedrängtz
der Erfolg ward durch die Geschichteder nächstenJahre
in seiner vollen sittlichenKraft dargethan. Als die Stunde

des Schicksals schlug, stand Ostpreußenmit feinem Tu-

gendbunde, seiner Landwehrgewaffnetund gerüstetdaz
es erhob sich zuerst, es erhob sich in froher Begeisterung,
das gekränkteKönigshaus zu rächenund das Fremdenjoch
vom Vaterlande abzuwålzen.Fürst und Volk ward wie-

der Eins, wie in jenen gewaltigenUrzeiten, der altger-

manische Geist erwachte und —- die ungerechteMacht fand

ihren Untergang.
«

Nach der Siegesfreude hoffte vor allem Preußenei-

ner schönenZukunft entgegen zu gehen. Unter den Fürsten
— Deutschlandshatte Friedrich Wilhelm allein Alles seinem

Volke und dieses wiederumihm seine nationale Selbst-
ständigkeit,die Bedingungjeder weitern Fortbildung, zu
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verdanken. Vor allen Staaten Deutschlandswar Preu-

ßen in seiner inneren Entwickelung am weitesten vorge-

schritten, vor allen Staaten Deutschlandsstellte Preußen

auf dem Wiener Congressedie freisinnigstenAnträge und

drang am eifrigsten auf VolksrepråsentatiomJn dem

am 13. September 1814sdem Fürsten Metternich von

Hardenberg mittgetheilten Entwurfe einer deutschen
Verfassungheißt es (Art. 7.) von den Landstånden:",,ihre

Befugnissesollen zugleich sein ein näher zu bestimmender

Antheil an der Gesetzgebung,Verwilligung der Landes-

abgaben, Vertretung der Verfassung bei den Landesherrn
und bei dem Bunde« (!). —

·

Und dieses Wort ward in Preußen zur That.

Friedrich Wilhelm der Gerechte, eingedenkseinesVerspre-
chens von 1810, eingedenkder Versammlung interemisti-
scherRepräsentantenvon 1811, gab

unterm 22. Mai 1815«dieallbekannte Ver-

ordnung über die zu bildende Repräsentation
des Volks.

(

Sie lautet:

§. 1. Es soll eiiie Nepeiseniatioeides Volkes gebildet
werden.

§. 2. Zu diesem Zwecke sinddie Provinzialständeu. s. w.

§. 3. Aus den Provinzialståndenwird die Versamm-
«

lung der Landesrepråsentanten gewählt,die in«
-

«

Berlin ihren Sitz haben soll.
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§.-4. Die Wirksamkeitder.Landesrepråsentantenerstrekkt
»sichauf die Berathung über alle Gegenstände der

Gesezgebung —-»«—·,mit Einschlußder Besteuerung.

.§. 5. Es ist ohne Zeitverlust eine Comissionin Ber-

- lin niederzusetzen,die aus einsichtsvollenStaatsbeam-

ten und Eingesessenen dknProvinzen bestehensolle

§. 6. Diese Commissionsoll sich-beschäftigen:

a) mit "der Organisation der Provinzialståndez

b) mit der Organisation der Landesrepräsen-

«tantenz ,

«

c) mit der Ausarbeitung einer Verfassungs-im J

kunde nach den aufgestelltenGrundsåtzem.——

§. 7. Sie soll den 1. September d. Jahres zusam-
mentreten.

-

Man beachte es wohl! nicht ein bloßesVersprechen

liegt uns hier vor , sondern ein nicht umzudeutentesKo-

nigswort, — ein Gesez. —

Auf den 22. Mai 1815 folgen trübe Zähre,über
welche wir so schnellals möglichhinwegeilen. Im Mi-

nisterio entstand —- man sagt,’das Oesirereichseine Be-

sorgnißvor zu kräftigerGeistesbewegunggeltend machte
—- eine Reactionspartheiz die Depntirten, welche sich am

1. Septemberin Berlin versammeln sollten, wurden nicht

einberufenzdas Verfassungswerkruhte trotz der dem

Bundestage übergebenenNote v. s. Febr. 1818, und die

von Gorres überreichteWahn-Adresse der rheinischen

Landschaft(12. Januar 1818) ward bei Hofe«sehr miß-

·

s
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fällig aufgenommen. Durch die CabinetssOrd. v. 31.

März 1817 (Einsetzungdes Staatsraths) wurde die Ent-

werfung einer Verfassungsurkundebefohlen, dieselbeaber

—- im Widerstreit mit· dem§. ödes Edicts v. 22."

Mai — nur Staatsbeamtenübertragen.Im Juli 1819

vollendet, blieb sie ununterzeichnet in der Staats-Canz-
lei; statt der allgemeinen erwarteten Bekanntmachunger-

folgten polizeiliche Verhaftungen, anuisitionen wegen

demagogischer,,Umtriebe« und — die Karlsbader Bes-

schlüssezCensur-Edicteunterdrücktendie öffentlicheStim-

me und das freiere Wort verhallte in Gefangnissem—-

Erst 1823 — acht Jahre nach der Verordnung
über die »ohne Zeitverlust-«zu bildende Volksrepräsentas
tion — erschiendas Gesez über Errichtung der Provinzi-

alständezReichsståndewurden darin als bevorstehendan-

gekündet. Siebenzehn neue Jahre verflossen,— die Pro-

vinzialståndewarteten vergebens auf ihre gesezlicheEr-

gänzung: die Reichsstände. Stimmen des Mißbehagens

über büreaukratischeErstarrung wurden indessenlaut, und

der westphalifcheLandtag erinnerte (i. J. 1830) einstim-

mig, an das unvollendeteVerfassungswerkz—- die reich-.

standifcheVersammlung unterblieb nach wie. vor. Das

Edict v. 17. Januar 1820 hatte die Staatsschuld wie-

jede künftigeAnleihe »unter die Garantie der Reichs-
stcinde«gestelltz — Die garantirenden ReichsståndeYaber

existirten und eristiren noch immer — nur allein in der

Gesezsammlung und in der Hoffnung des preußik

schenVolkes.
·

,

3 »F
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Und diese Hoffnung des preußischenVolkes auszu-

sprechen, — wer war mehr dazu geeignet als der Kö-

nigsberger-HuldigungslandtagZLVon seinemKönige aus-

gefordert, nach altherkömmlichemBrauche »die Bestäti-

gung etwa noch bestehenderPrivilegien in Antrag zu

bringen,« beschloßder Landtag mit 87 Stimmen gegen

5, die Verfassungsrechtezu wahrensund Sr. Maj. an

die bereits durch das Edict v. 22« Mai 1815 gesezlich

gewährte,aber faktischnoch immer nicht ins Leben getre-
tene Volksrepråsentationzu erinnern. Ostpreußenarm

und wenig beachtet, noch wund von jenenunglücklichen

Kriegsjahren hat nicht seine Leiden geklagt, vielmehr seine

Noth anständigverhüllend die Sache des gesammten
Vaterlandes in freier, männlich-loyaler·Rede geführt.
Seit drei Jahrzehnten deuten Preußens Geschichteund

Preußens-Gesetzgebunggleich unabweisbarauf die Noth-

wendigkeit einer Volksvertretunghinz nur durch sie kann

ider Beamten-Willkür Einhalt geschehn,nur durch siekann

des Volkes Stimme zum Throne gelangen und zwischen

Regierung und Regierten das Vertrauen wieder her-

gestellt werden, welches allein bei künftigenpolitischen
Stürmen (und schon ziehen die Wolkendicht zusammen)
das Land vor dem Schicksale des Jahres 1807 zu schü-

tzenvetmag Nicht bloß berechtigt war der Huldigungs-
landtag zu solcher»Mahnung,er erfüllte dadurch eine

«

«’Pflichtgegen das Vaterland und gegen den König.—-



III.

Welcher Bescheid ward den S«tänden?

Anerkennungihrer treuen Gesinnung, Abweisungder

gestelltenAnträge und tröstendeHindeutung auf einen

künftigenunbestimmtenErsatz.

Der Landtagsabschiedvom- 9. September 1»840 be-

sagt, Friedrich WilhelmIllj

habe wegen der Ereignisse, die er bald nach Erlaß der

Verordnung vom 22. Mai 1815 in andern Ländern

wahrnahm, die Deutung, welche mit seinen Worten

verbunden wurde, in reiflicheUeberlegunggezogen. Von

den herrschendenBegriffensogenannterallgemeinerVolks-

vertretungsichfernhaltend, habe er den auf geschichtlicher

Entwickelung beruhenden, der deutschenVolksthümlich-

keit entsprechendenWeg eingeschlagenund seinem Lande

die Provinzialverfassung verliehen. Dieses Werk

solle auch in Zukunft treu gepflegt und einer ersprieß-

licherenEntwickelung entgegengeführtwerden. —-

-1. Jnsofern »die bald nach der Verordnung vom
·

. 22. Mai 1815 wahrgenommenenEreignisse-«in dem Land-
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tagsabschiedenichtnäher bezeichnetworden, dürfteauch

jedes Urtheil über die Bedeutsamkeitderselben hier unzu-

lässig erscheinen. Vorgänge in den deutschen Kam-

mern können wohl schwerlichgemeint sein. Die seit dem

. erstenPariser Frieden zunehmendeUnzufriedenheitDeutsch-
lands wollen wir zwar —- zur Ehre unseres Volkscha-—
rakters — keineswegs in Abrede. stellen. Wenn aber auch
in Folge derselbensich hie und da Irrungen zwischenFür-

sten und Stauden erhoben, so geschahdies doch weder in

so kurzen Zwischenraumennoch in solcher Ausdehnung;
daß man darauf eine Rechtsverweigerunggründen—konnte.
,,Wir«, — sagt Herr v. Gagern —, »wir Edelleute

haben einiges Recht, die deutschenRepräsentativverfassungen

anzuklagen, die Fürsten nicht-, nicht Ohne Undank.- Jn«

München, Karlsruhe, Stuttgart ist man ihnen mit Liebe

nicht nur, sondernmit Enthusiasmus entgegengekommen.
Mit diesem Enthusiasmus hat«man die Civilisten behan-

delt. So wenig-ein englischesParlament nach den Re-

densarten des Lord Cochrane oder Sir Francis Bur-

dett zu beurtheilenist, so wenig unsere Kammer nach
dieser oder jener isolirten Aeußerung."Die so urtheilen,«

haben nicht den entferntestenBegriff von unseren f rühern

landstandischenVerhandlungen, sooft voll Sinn,Nachdruck
und Vaterlandsliebe.«

Allein die Untersuchung;welche Ereignissegemeint

,seie«u,ist auch unndkhig, de sie Preußen wieder bis

zum 1. September 1815 (dem Termine der einzuberufen-
c
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den Reichsstånde)nochsvaterbetrafen. WelchenMißbrauch
auch immerhin »in andern Ländern« das Repräsentativ-

system erfahren, in Preußenwar die Regierungzu weit

vorgeschritten,um die Stimme freier Diskussionzuscheuen,
in Preußen war

«

der König von der Treue seines
Volkes zu fest überzeugt,um durch irgendwelcheBefürch-

tung sichvon der Erfüllungseines Versprechensabhalten

·

zu lassen. —-

- 2. Schwieriger noch ist die Aufgabe,»dieMißdeu-
tung, welche-mitden königlichenWorten verbunden wurde-«-

nachzuweisen. OeffentlicheMißdeutungdurch die Presse
ist uns nicht bekannt, eben so wenig eine berichtigende

Erklärungdie von Seiten des Staatsoberhaupts gegen

solchen Frevel nöthiggeworden. Wo überhauptmit dem

Worte zugleichdie Sache so scharf und bestimmt ge-

geben ist, wie in §.y3 und 4 des genannten Edicts:

—- ,,2lusden Provinzialståndenwird die Versammlung
der Landesrepråsentantengewählt, die in Berlin ihren

Sitz haben soll und deren Wirksamkeit sich auf die Be-

rathung über alle Gegenständeder Gesetzgebungu.s. w.

erstreckt«—z
"

.-da mußwohl jede Deutung — sie mag ein Mehr oder

Weniger erzielen — nothwendig fortfallen. Den einzig

möglichenSinn jenerWorte findet man wiederholentlich
in dem Finanz-Edict vom 17. Januar 1820, in der

Verordnung über die zu errichtendenProvinzialstande (v.
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ö. Juni 1823) und in vielennachfolgendenGesezenaus-

gedrücktzzum deutlichenBeweise, daß der gewissenhafte
.- König durchAnordnung der Provinzialstånde sichkeines-

—·

wegs seines unter den dringlichstenUmständengegebenen

Versprechensentbunden glaubte.»

»Ein König sagt nicht, wie gemeineMenschen-
Verlegen zu, daß er den Bittenden

Auf einen Augenblickentferne; noch

Verspricht er auf den Fall, den er nicht«hofft: —-

Dann fühlt er erst die Höhe seiner Würde-,
Wenn er den Harrendenbeglückenkann.« —

«

·

Und in eben demselbennicht umzudeutenden Sinne

hat der ostpreußischeHuldigungslandtÆ-:,dasEdict vom

22. Mai 1815 verstanden, indem er so"bescheidenals

klar darauf antrug, den Provinzialstanden ihre gesetz-

mcißige Bestimmung zu geben, d. i. die Versammlung
der «Landesrepråsentanten«aus ihnen erwählenjulassen.

»Z. Unzweifelhaftist’s, daß das Institut der Pro-

vinzialständesowohl »auf geschichtlicherEntwickelungbe-

ruht, als auch der deutschenVolksthümlichkeitentspricht--
Die Geschichtelehrt, daß die früherenStände sehr aus-

gedehnte Freiheiten, wie das volle Recht der Steuer-

verwilligung, besaßenund in Preußen sogar (kurfürstliche

Asseruration vom 12. März 16»63)über Krieg und Frie-
den entschieden.Die früheren deutschenLandtage, —

lehrt gleichfalls die Geschichte,—- hatten die Aufgabe,
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besondere Rechte und Privilegien geschlossener
Stände zu vertheidigenz die daselbst zwischenFürsten
und Ständen gepflogenen Verhandlungen glichen (wie
Bülau es treffend ausdrückt) «einem Congressezweier
Mächte, die über ihre collidirenden Interessen einen Ver-

gleich schließen.«sDaßsaber jene Stände für ein allge-
meineres Volksinteresse, für die heiligeUnantastbarkeitdes

Vaterlands und eine glorreicheEinheit desselbenaufgetre-
ten , davon sind die Beispiele zu zählen. Zur Zeit wird

wohl weder Fürst noch Volk eine Entwickelungersprieß-

lich finden, welche den jetzigen Stauden die Bedeutung
und Wirksamkeit ihrer Vorgänger ertheilte. Will man

nun einmal nicht anders als mit rückwärts gewendetem
Blicke vorschreiten-,so vergesseman doch nicht, daß in

Deutschland
’

das Princip «allgemeiner Volksvertretung«

bei weitem älter und volksthümlicherist, als das der

Land-Standschaft.’«)— Freiheit der Gemeinde, Verant-

wortlichkeitder von derselbenerkorenen Obrigkeit und eine

auf Gleichheit der Gemeinderechteberuhende (nicht oc-

»

’) HistorischeZeugen dessen sind Mai-setz Zeichen-ine,
Vvelckety Mittermaiek, Fouekbaoh u. v. A. — Tanniiu

Germaaia vincsturl so klagt Tacitus über die stets erfolg-
losen Triumpfe der Römer. Tnmeliu Germania finciturl
wie den Römern wird es allen Feinden germanischerFreiheit

ergehen. —-

«

,
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troyirte) Volksrepråsentationsindet man bei den Deut-

-schen und überall wo Deutsche hingekommen,lange vor

.

der Entstehung des Feudalwesens. Werden wir auf die

. Vergangenheit hingewiesen,so wollen wirvuns llieber auf
die freie deutscheEiche stützen,als den historischenWur-

— zeln mittelalterlichenFeudalitåtnachgrabem—-

4. Der Reichsstand e erwähntder Landtagsabschied

gar nicht, versprichtaber dafür eine ,,ersprießlichereEnt-

wickelungder. Provinzialverfassung.«—- Zu der Weisheit
des neuen Regentenherrschtgewiß das unbedingteste
Zutrauen, aber es liegt nicht in der Macht eines Einzi-

gen, Institutionen , die sich bereits überlebt haben, ihre

zukünftigeEntwickelungvorzuschreibenHErwägtman die

jüngstenStandeserhbhungen und die darin liegendeSug-

gestion zu Majoratsstiftungen, so könnte man die Absicht
einerPairieschöpfung nach englischemVorbilde ver-

muthen, —- eine Schöpfung,die gerade in Preußenauf

unübersteiglicheHindernissestoßenund ein ganz fremdar-

tiges Element in das unaristokratischeInstitut der Pro-
·«

vinzial-"Landtage bringen würde. — Preußen, von drei

Großmächteneingeschlossen,kann mit seinen 14 Millionen

und seiner allgemeinen Wahrhaftigkeit überall hin den

Ausschlaggeben, und empfängtnur dieserStellung wegen

das Compliment der Ebenmåchtigkeit.Wie aber, wenn

es für sich allein steht?
»

Seine Volke-Einheitist bis

jetztmehr mechanischals organisch gewesenz denn nicht
von jeder der acht Provinzen kann mit Gewißheitausge-

-
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sagt«werden, daß sie, —- durch außerordentlicheEreignisse
vom Ganzen getrennt —- sich als ein von seinemKörper

·

losgerissenesGlied empfindenwürdez eine solcheGliederung

giebt es bei uns von Saarlouis bis Memel nicht. Jede

einseitige Ausbildung .der Provinzial-Verfassung ohne

Reichsstånde lwiiretdahereine Gefahr für die Zukunftzf
statt eines organisch.gegliedertenStaates würden wir

nach wie vor ein Aggregat von Provinzen ausmachen-
deren jede nur ihr Sonderinteressesim Auge hattez an un-

serm theuernVaterlande würde sich im Kleinen wieder-
«

holen, was wir im Großen an Deutschlanderfahren.

Untergang der Einheit , mit ihr Verlust der bürgerlichen

Freiheit und ausländischeUnterjoch«ung-.—- «— Wir für·

unser Theil kennen nur Eine ersprießlicheund volksthüm-
liche Entwickelung der zeitigen Provinzialstånde,—- die

durch Königswort und Gesez verbürgte Ent-

wickelung zu Neichsståudem —- ——·

«

Die Unbestimmtheitdes koniglichenBescheidesmußte

nothwendigmehrfacheDeutung veranlassen: einige fanden
darin eine abweisende«Berichtigungder in der standischen
DenkschriftausgesprochenenAnsichtenz die meisten aber,
die geist- und gemüthvollenWorte des Königs für eine
— nur noch nicht deutlich ausgedrückte-Gewährunghal-
tend, gaben sich einem patriotischenEnthusiasmus hin, wie

er, »in der GeschichteunsererLandtage nicht nachzuweisen
ist.« Dadurch wurde die erlauternde Cabinets-Ordre

.vom 4. October 1840 erforderlich. In Folge eines
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Berichtes des Ministers v. Rochow erklärt sich darin

der König gegen die Mißdeutung,welche seinen schriftli-
chen und mündlichenPreußerungeneine »Zustimmungzu

dem in der Denkschrift enthaltenen Antrage auf Entwic-
kelung der Landesverfassungim Sinne der Verord-

nung vom 22. Mai 1815« unterläge.—- Friedrich

Wilhelm lv. ehrt das freie Wortv und achtet auch die

ihm entgegenstehende·Ansicht, wenn sie in bescheidener

Weise sich kund giebt. Unumwunden gestehen wir daher-

daß die an den Minister v. -Rochow gerichteteCab.-

Ordre an vielen Orten den traurigsten Eindruck machte,

jenen vorgreifenden Enthusiasmusdämpfteund manche
schonebürgerlicheHoffnungzerstörte.

Jst nun aber —- und diese Frage mußuns hier be-

sonders interessiren— ist durchden Landtagsabschiedund

durch den berichtigendenCommentar v. 4.0ctober. 1840.

Das Edict v. 22. Mai 1815 aufgehoben,oder besteht
es nach wie vor in seiner vollen gesezlichenGeltung?

1. Es ist schon dargethan worden , daß das ge-

nannte Edict nicht Vereinzelt dastehe, vielmehr inden

mit dem Staate vorgenommenen Veränderungenwurzelnd

,

sich mit vielfachenZweigen in die ganze nachfolgende

Gesezgebung verbreite. Nicht ohne Zerstörung dieser

Wurzeln und Zweige könnte es aufgehoben werden, wenn

anders nicht eine Rechtsungewißheit,wie bereits ein an-

derer deutscher Staat sie beklagt, entstehen soll. Um
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schonmehrmals Gesagtes nicht von neuem zu wiederholen,

gedenken wir hier nur des Staatsschulden-Edicts vom

17. Januar 1820, in welchemdie Staatsschuld und alle

künftigen Anleihen unter «Garantie der Reichs-

stcinde« gestellt werden.
"

Wie sollte zur Zeit gemeinsa-—
mer Noth der Staat, solange er der Reichsständeent-

behrt,.ohne Umgebung des Gesezes eine neue Anleihe

machen? Wahrlich! die Staatsglåubigerwürden, bräche

früh oder spät ein Krieg aus, dessenChancen doch nicht«
zu bestimmensind, durch das Edict v. 17. Januar eine

noch geringere Garantie haben, als in den Jahren 180tz
an den in der Berliner Bank deponirten Wittwen- und

Waisengeldern. —«
«

L. Was aber bei Entscheidungder Frage noch von

. größermGewichtist, auch an der erforderlichenRechts-

formvwürde fes einer derartigen Aufhebungdes Gesezes
v. 22. Mai 1815 gebrechen.

»Alle Menschen,«—- sagt Justus Messerder rechts-
«eifrigeadvocatus patriae, —-

» alle Menschenkönnen

irren, der König wie der Philosoph, und letzterevielleicht
am ersten, da sie beide zu hochstehenund von der Menge

.

der Sachen, die vor ihren Augen schweben,keine einzige
vollkommen ruhig und genau betrachten können. Dieser-
wegenhaben es sich alle Nationen zur Grundseste ih-

rerFreiheit und ihres Eigenthums gemacht,daß dasje-
nige was ein Menschfür Recht oder Wahrheit erkennt,

I
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,,nie eher als Recht gelten solle,bevor es nicht das

Siegel der Form erhalten«-»f-

Nun bestimmtaber das allgemeinepreuß. Landrecht

Einleitung.
«

§. 59. Geseze behalten so liangeihreKraft, bis sie

von dein Gesezgeberausdrücklich wird aufgehoben
werden.

§. 60. So wenig durch Gewohnheiten, Meinungen

der Rechtslehrer oder durch die in einzelnen Fällen er-

gangenen Verordnungen neue Geseze eingeführt-

werden können, ebensowenig können schon vorhandene

Geseze auf dergl. Art wieder aufgehobenwerden.

§. 61. Statuten und Provinzialgesezewerden durch

neuere allgemeine..Gesezenicht aufgehoben, wenn-nicht

in letzteren die Aufhebung der ersteren deutlich
verordnet ist..——

Ek-
«

Daidiese zur Aufhebungeines GesezeserforderlichenBe-

dingungen—das Siegel der Rechtsform — dem Land-

tagsabschiede,wie der Cabe Ordre v. 4. October abge-

henz sosfolgt daraus, daß der stnig dadurch keineswegs
das Edict v. 22. Mai 1815 zurückzunehmengewillt

war. Es besteht dasselbelnachwie vor in seiner vollen

gesetzlichenKraft und die Befugniß,ja die Pflicht der

Stände,auf die Vollziehung desselbenzu beharren, ist
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außerZweifel gestellt. Die vierte Frage erledigtsich
dadurch von selbst. —

.

.

Was bleibt der Ständeverfammlung·
zu thun übrig? ,

Das, was sie bisher als Gunst erbeten, nunmehr
als erwiesenesRecht tin Anspruchzu nehmen. —-

Der Stamm«welcher Erbe hat an dem Hause
Jsais, hat zuersta«g"esp·rochen,— und« nicht werden die

übrigensich zu ihren Hüttenheben. —

Königsberg, am Krönungstage1841.

« Hof-«
«
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